
29. Juni 2025

SPD plant kräftige Maßnahmen: AfD-
Verbot in Aussicht!

Am 29.06.2025 diskutiert die SPD in Berlin ein AfD-
Verbotsverfahren, nachdem die Partei als

rechtsextremistisch eingestuft wurde.

Berlin, Deutschland - Der Druck auf die Alternative für
Deutschland (AfD) nimmt zu, während die SPD am heutigen Tag
auf ihrem Parteitag in Berlin entscheidende Schritte zur
Vorbereitung eines möglichen Verbots der Partei beschließt. Die
SPD stuft die AfD als „klar rechtsextremistisch“ ein und hat eine
Bund-Länder-Arbeitsgruppe eingerichtet, die dazu dienen soll,
Belege für die Verfassungswidrigkeit der AfD zu sammeln. Bei
ausreichenden Beweisen ist ein Antrag beim
Bundesverfassungsgericht in Aussicht gestellt. Dies wurde in
einem Antrag mit dem Titel „Wehrhafte Demokratie heißt
handeln: Jetzt AfD-Verbotsverfahren vorbereiten – und die
Menschen zurückgewinnen“ festgehalten, wie rbb24 berichtet.

https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2025/06/berlin-brandenburg-spd-beschluss-vorbereitung-afd-verbotsverfahren.html


Das Grundgesetz definiert, dass Parteien verfassungswidrig sind,
wenn sie die demokratische Grundordnung gefährden. Um ein
Verbot durchzusetzen, müssen verschiedene Voraussetzungen
erfüllt sein: Es sind verfassungsfeindliche Ziele sowie eine
aggressive Haltung gegenüber der Demokratie nachzuweisen.
Der Thüringer Innenminister Georg Maier zeigt sich optimistisch,
dass es gelingen kann, die Verfassungsfeindlichkeit der AfD
nachzuweisen. Die AfD hingegen hat bereits Klage gegen ihre
Hochstufung als rechtsextrem beim Verwaltungsgericht Köln
eingereicht und fordert eine Rücknahme dieser Einstufung.

Politische Reaktionen und Skepsis

Die Diskussion über ein Verbot wird von gemischten Reaktionen
begleitet. Während die SPD und andere Parteien wie die Grünen
und Linken ihre Unterstützung für ein solches Verfahren
erklären, äußert die Union, vertreten durch ihren Vorsitzenden
Friedrich Merz, Skepsis und plädiert für eine politische
Auseinandersetzung. Dobrindt von der CSU betont die hohen
Nachweispflichten, die mit einem Verbotsverfahren
einhergehen. SPD-Chef Lars Klingbeil hingegen unterstützt
Maßnahmen gegen die AfD, während Bundeskanzler Olaf Scholz
sich eher zurückhaltend äußert.

In aktuellen Umfragen zeigt die AfD eine Zustimmung von 32
Prozent, während die SPD auf nur 23 Prozent fällt. Dies verstärkt
den Druck auf die etablierten Parteien, strategische Konzepte zu
entwickeln, um Wähler zurückzugewinnen und der AfD
entgegenzuwirken.

Historischer Kontext und rechtliche
Grundlagen

Um das Verständnis eines möglichen Verbots zu vertiefen, ist es
wichtig, die rechtlichen Voraussetzungen und historischen
Kontexte zu betrachten. In der Geschichte der Bundesrepublik
gab es nur zwei Parteiverbote, die Sozialistische Reichspartei



(SRP) und die Kommunistische Partei Deutschlands (KPD). Ein
Verbotsantrag muss immer von Bundestag, Bundesrat oder
Bundesregierung initiiert werden. Für ein Verbot ist eine
Zweidrittelmehrheit im Bundesverfassungsgericht erforderlich.
Der letzte Versuch, die NPD zu verbieten, scheiterte 2003
aufgrund von Verfahrenshindernissen, was die Komplexität
solcher Verfahren verdeutlicht. Detaillierte Informationen dazu
liefert die bpb.

Die AfD wird vorgeworfen, das Grundgesetz sowie die
Menschenwürde zu verletzen und das Vertrauen in die
parlamentarische Demokratie zu untergraben. Kritiker fordern
eine Überprüfung der Parteienfinanzierung der AfD und eine
Prüfung der Verfassungstreue ihrer Mitglieder in Staatsdiensten.
Ein solches Rechtsverfahren könnte die politische Landschaft in
Deutschland stark verändern.
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